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Bundessatzung der  

Eine-Welt-Partei 
 

Verabschiedet auf der Gründungsversammlung am 05.09.2010 in Wiesbaden,  
geändert durch die Mitgliederversammlung am 26.03.2011 in Wiesbaden 

 
Teil 1  Grundlagen 
 
§ 1 Name, Sitz und Eintragung  
  
(1) Die Partei trägt den Namen Eine-Welt-Partei. Die Kurzbezeichnung bei Wahlen lautet EINE WELT. 
  
(2) Sie hat ihren Sitz in Wiesbaden. Sie ist eine Partei im Sinne des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschlands und des Parteiengesetzes. Sie ist im Vereinsregister beim Amtsgericht Wiesbaden einge-
tragen.  
  
§ 2 Zweck und Tätigkeitsgebiet  
  
(1) Zweck der Partei ist die dauerhafte Mitwirkung bei der politischen Willensbildung zugunsten einer 
friedlicheren, gerechteren, menschlicheren und dauerhaft lebenswerten Welt.  
 
(2) Dieser Zweck wird insbesondere durch die Teilnahme an Wahlen auf allen politischen Ebenen ver-
wirklicht.  
 
(3) Das Tätigkeitsgebiet der Partei ist die Bundesrepublik Deutschland. Die Partei versteht sich als deut-
sche Sektion der Partio Unu Mondo, eines bislang nicht rechtsfähigen, weltweit tätigen Vereins mit Sitz in 
Wiesbaden. 
  
§ 3 Ziele, Strategie und Wertebasis 
  
(1) Ziele der Partei sind: 
  
a) Förderung von Frieden, Demokratie und Menschenrechten in aller Welt 

b) Abbau der Kluft zwischen Arm und Reich, u.a. mittels Konzepten aus dem Bereich der ökosozialen 
Marktwirtschaft und der solidarischen Ökonomie 

c) Umweltschutz und nachhaltiges Wirtschaften 

d) ethisches, verantwortungsbewusstes Handeln in Politik und Wirtschaft, z.B. fairer Handel und ethische 
Investments 

e) Stärkung der Entwicklungszusammenarbeit 

f) Förderung weltföderalistischer Ideen, z.B. der Einrichtung eines Parlaments bei den Vereinten Nationen, 
bei Wahrung des Subsidiaritätsprinzips 

g) Dialog und Verständigung zwischen den Völkern, Kulturen, Religionen und Weltanschauungen, z.B. 
durch Förderung der internationalen Sprache Esperanto und der Weltethos-Idee, bei Wahrung der kultu-
rellen Vielfalt 
  
(2) Die Partei arbeitet konstruktiv und befürwortet eine Strategie der kleinen Schritte. Ihre Wertebasis sind 
ein interkultureller Humanismus und der Weltethos-Gedanke. 
 
§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft  
 
(1) Mitglied der Partei kann jede natürliche Person werden, die mindestens 16 Jahre alt ist und die 
Grundsätze sowie die Satzung der Eine-Welt-Partei anerkennt. 
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(2) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in der Eine-Welt-Partei und in anderen Parteien oder sonstigen politi-
schen Vereinigungen ist nicht ausgeschlossen. 
 
(3) Die Mitgliedschaft ist schriftlich zu beantragen. Über die Aufnahme entscheidet der Bundesvorstand. 
Sofern für den vom Mitglied angegebenen Wohnort ein Gebietsverband zuständig ist, entscheidet abwei-
chend hiervon der Vorstand des niedrigsten vorhandenen Gebietsverbands über die Aufnahme.  
 
(4) Die Entscheidung über die Aufnahme wird dem Bewerber schriftlich mitgeteilt.  
 
§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
(1) Jedes Mitglied hat das Recht, sich an der Parteiarbeit sowie an Wahlen und Abstimmungen der Partei 
zu beteiligen. 
 
(2) Es ist ein Mitgliedsbeitrag zu entrichten, dessen Höhe in der Beitrags- und Finanzordnung festgelegt 
wird.  
 
(3) Die Mitgliedschaft ruht, solange das Mitglied mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrags mindestens 3 Mo-
nate in Verzug ist. Während dieser Zeit besteht insbesondere kein Stimmrecht in Mitgliederversammlun-
gen. 
 
§ 6 Zulässige Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder 
 
(1) Mitglieder, die gegen die Satzung verstoßen oder sich parteischädigend verhalten, werden in leichten 
Fällen durch den Vorstand ermahnt oder gerügt.  
 
(2) Fügt ein Mitglied der Partei schweren Schaden zu, indem es vorsätzlich gegen die Satzung oder er-
heblich gegen Grundsätze oder Ordnung der Partei verstößt, kann der Bundesvorstand oder der Vor-
stand eines zuständigen Gebietsverbands bei dem nach der Schiedsgerichtsordnung zuständigen 
Schiedsgericht den Ausschluss des Mitglieds beantragen. Der Antrag ist schriftlich zu begründen. 
 
§ 7 Ende der Mitgliedschaft 
 
Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod, Ausschluss oder Nichtzahlung von Beiträgen trotz dreimali-
ger Erinnerung. Der Austritt ist schriftlich zu erklären.  
 
§ 8 Gliederung in Gebietsverbände 
 
Die Eine-Welt-Partei gliedert sich in Landesverbände sowie in Kreis- bzw. Ortsverbände. Der Zuständig-
keitsbereich dieser Gebietsverbände ist deckungsgleich mit den politischen Grenzen der Bundesländer, 
Kreise, kreisfreien Städte und Gemeinden. 
 
§ 9 Zulässige Ordnungsmaßnahmen gegen Gebietsverbände 
 
(1) Im Falle schwerwiegender Verstöße gegen die Grundsätze oder Ordnung der Partei kann der Bun-
desvorstand oder ein übergeordneter Gebietsverband die Auflösung oder den Ausschluss eines nachge-
ordneten Gebietsverbands bestimmen. Der Beschluss ist schriftlich zu begründen.  
 
(2) Der Beschluss nach Abs. 1 tritt außer Kraft, wenn nicht die nächste Mitgliederversammlung desjeni-
gen Verbands, dessen Vorstand die Auflösung oder den Ausschluss bestimmt hat, ihn bestätigt. Gegen 
den Beschluss ist die Anrufung eines Schiedsgerichts zulässig.   
 
§ 10 Mitgliederversammlungen 
 
(1) Die Mitgliederversammlungen auf Bundesebene (Bundesparteitag), auf Landesebene (Landespartei-
tag) und Kreis- oder Ortsebene (Hauptversammlung) treten jeweils mindestens in jedem zweiten Kalen-
derjahr einmal zusammen. Sie entscheiden insbesondere über Änderungen der jeweiligen Satzung 
(einschl. der Finanz- und Beitragsordnung sowie der Schiedsgerichtsordnung) und die Annahme bzw. 
Änderung von Programmen der Partei. 
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(2) Die Mitgliederversammlungen wählen in geheimer Wahl den jeweiligen Vorstand, die Rechnungsprü-
fer, die Mitglieder des Schiedsgerichts sowie die Kandidaten für Volksvertretungen. Die übrigen Wahlen 
und Abstimmungen können offen stattfinden, wenn niemand eine geheime Wahl bzw. Abstimmung ver-
langt. 
 
(3) Die Mitgliederversammlungen nehmen den jeweiligen Vorstandsbericht einschl. des Finanzberichts 
entgegen; sie fassen über den Bericht Beschluss und entscheiden über die Entlastung des Vorstands.  
 
(4) Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen getroffen. Abweichend 
hiervon bedürfen Satzungsänderungen einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen; Änderungen 
oder Erweiterungen der satzungsgemäßen Ziele sowie Beschlüsse über Auflösung oder Verschmelzung 
mit anderen Parteien bedürfen einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen.   
 
(5) Über einen Antrag auf Satzungsänderung, Auflösung oder Verschmelzung mit anderen Parteien kann 
grundsätzlich nur dann abgestimmt werden, wenn er spätestens vier Wochen vor der Mitgliederversamm-
lung beim jeweiligen Vorstand eingegangen ist. Der Vorstand hat das Recht, den Antrag auf der Website 
der Partei zu veröffentlichen.  
 
(6) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und die Wahlergebnisse sind zu protokollieren. Protokolle 
müssen von mindestens zwei Vorstandsmitgliedern unterzeichnet sein. 
 
§ 11 Form und Frist der Einberufung von Mitgliederversammlungen  
 
(1) Ordentliche Mitgliederversammlungen finden mindestens in jedem zweiten Kalenderjahr statt und sind 
mit einer Frist von sechs Wochen vom Vorstand einzuberufen.  
 
(2) Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn der Vorstand oder 20 % der 
Mitglieder dies verlangen. In diesem Fall gilt eine Einladungsfrist von zwei Wochen. 
 
(3) Die Einberufung erfolgt durch Brief an die Mitglieder. Die Einladung muss Datum und Ort der Ver-
sammlung sowie die vorläufige Tagesordnung enthalten.  
 
(4) Satzungsänderungen können auf außerordentlichen Mitgliederversammlungen auch dann beschlos-
sen werden, wenn der Vorstand sie vorschlägt und den Mitgliedern zusammen mit der Einladung einen 
konkreten Formulierungsvorschlag für die Änderung zusendet. Die Frist von vier Wochen für den Eingang 
des Antrags gilt in diesem Fall nicht. 
 
§ 12 Bundesvorstand und Vorstände der Gebietsvereinigungen 
 
(1) Der Bundesvorstand wird in jedem zweiten Kalenderjahr neu gewählt. Er besteht aus 
 

- dem Vorsitzenden 
- dem Schatzmeister 
- sowie jeweils einem 1., 2. und 3. Stellvertreter des Vorsitzenden. 

 
(2) Der Vorsitzende ist einzeln vertretungsberechtigt. Im Übrigen sind jeweils zwei Vorstandsmitglieder 
zusammen vertretungsberechtigt. 
 
(3) Der Bundesvorstand leitet die Partei und führt deren Geschäfte unter Beachtung der Satzung, der 
Gesetze und der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 
 
(4) Zu den Aufgaben des Bundesvorstands gehören: 
 

- die Entscheidung über die Aufnahme von Mitgliedern 
- die Entscheidung über die Aufnahme von Gebietsverbänden 
- die Einberufung des Bundesparteitags. 

 
(5) Der Bundesvorstand tritt mindestens einmal im Kalenderjahr zusammen. Die Beschlüsse der Vor-
standssitzungen sind zu protokollieren. Die Protokolle müssen von zwei Vorstandsmitgliedern unter-
zeichnet sein. 
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(6) Für die Gebietsvereinigungen gelten die vorstehenden Bestimmungen analog, sofern deren Satzung 
keine davon abweichenden Bestimmungen enthält. 
 
(7) Entscheidet sich der Bundesparteitag für eine Auflösung oder Verschmelzung der Partei, so hat der 
Bundesvorstand die Mitglieder innerhalb von drei Wochen schriftlich darüber zu informieren und eine 
Urabstimmung in die Wege zu leiten, die spätestens acht Wochen nach der Entscheidung abgeschlossen 
sein soll. Die Entscheidung des Bundesparteitags gilt als bestätigt, wenn sich mindestens 2/3 aller Mit-
glieder für die Auflösung oder Verschmelzung ausgesprochen haben. 
  
§ 13 Aufstellung von Bewerbern für Wahlen zu Volksvertretungen 
 
Die Aufstellung von Bewerbern für Wahlen zu Volksvertretungen erfolgt durch die jeweilige Mitgliederver-
sammlung in geheimer Wahl. Die Bestimmungen der jeweiligen Wahlgesetze sind zu beachten. 
 
 
Teil 2  Finanz- und Beitragsordnung 
 
(1) Für die Buchführung, Rechnungslegung und die Annahme von Spenden gelten die jeweiligen Be-
stimmungen des Parteiengesetzes. Die Partei ist verpflichtet, über ihre Einnahmen und Ausgaben Re-
chenschaft abzulegen (§ 23 PartG), die Einnahme- und Ausgabearten darzulegen (§24 PartG) und über 
ihre Einnahmen und Ausgaben sowie über ihr Vermögen Buch zu führen (§ 28 PartG). Insbesondere hat 
sie jährlich einen Rechenschaftsbericht gemäß Abschnitt 5 PartG über die Herkunft und Verwendung der 
Mittel zu erstellen. Die Partei muss diesen Rechenschaftsbericht bis zum 30. September des dem Re-
chenschaftsjahr folgenden Jahres beim Präsidenten des Deutschen Bundestages einreichen. Er ist ge-
mäß § 23 Abs. 2 PartG zuvor von einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu 
prüfen, sofern sie nicht von den Ausnahmeregelungen des § 23 Abs. 2 Satz 2 (Prüfung durch vereidigten 
Buchprüfer oder Buchprüfungsgesellschaft bei fehlendem Anspruch auf staatliche Mittel) oder § 23 Abs. 2 
Satz 4 (Einreichung eines ungeprüften Rechenschaftsberichts, wenn sie im Rechnungsjahr zudem weder 
über Einnahmen noch über ein Vermögen von mehr als 5 000 € verfügt) Gebrauch machen kann. 
 
(2) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(3) Bis Ende März jedes Jahres haben alle Gliederungen der Partei, sofern sie eigene Kassen oder Kon-
ten führen, einen Finanzbericht über das abgelaufene Kalenderjahr zu erstellen, der alle gemäß dem 
Parteiengesetz erforderlichen Angaben enthält, und diesen an den Bundesvorstand weiterzuleiten. 
 
(4) Vor der Berichterstattung durch den Vorstand ist der Finanzbericht durch die Rechnungsprüfer zu 
überprüfen. 
 
(5) Der Mitgliedsbeitrag kann vom Mitglied frei festgelegt werden; er beträgt jedoch mindestens € 20,00 
jährlich. Er ist jeweils zu Beginn des Kalenderjahres bzw. bei Erhalt der Aufnahmebestätigung fällig. Bei 
Beitritt in der in der zweiten Hälfte eines Kalenderjahres beträgt der Mindestbeitrag € 10,00. Im Kalender-
jahr der Beendigung der Mitgliedschaft ist der volle Mindestbeitrag zu zahlen. Ein Anspruch auf Rückzah-
lung von bereits gezahlten Beiträgen besteht nicht.  
 
(6) Mitgliedsbeiträge werden grundsätzlich von demjenigen Vorstand entgegengenommen, der über die 
Aufnahme des Mitglieds entscheidet. Die Satzungen der Gebietsverbände können Ausnahmen von die-
ser Regel beschließen. Der Bundesverband hat gemäß § 22 PartG für einen angemessenen Finanzaus-
gleich für seine Landesverbände Sorge zu tragen. 
 
(7) Vorstandsmitglieder und Beauftragte der Vorstände der Partei bzw. ihrer Gebietsvereinigungen haben 
Anspruch auf Erstattung ihrer Auslagen. Dabei sind der Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit 
sowie die finanzielle Lage der Partei zu berücksichtigen.  
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Teil 3  Schiedsgerichtsordnung 
 
(1) Beim Bundesverband und den Gebietsverbänden der jeweils höchsten Stufe sind Schiedsgerichte zu 
bilden. Die Schiedsgerichte bestehen aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und bis 
zu 3 Beisitzern. Diese sind durch die jeweilige Mitgliederversammlung in geheimer Abstimmung für zwei 
Jahre zu wählen. 
 
(2) Mitglieder der Schiedsgerichte (Schiedsrichter) dürfen nicht Mitglied eines Vorstandes der Partei oder 
eines Gebietsverbandes sein, in einem Dienstverhältnis zu der Partei oder einem Gebietsverband stehen 
oder von ihnen regelmäßige Einkünfte beziehen. Sie sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. 
 
(3) Die Schiedsgerichte sind zuständig für die Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Gliederungen der 
Partei untereinander sowie zwischen Gliederungen oder bzw. Organen der Partei und ihren Mitgliedern. 

 
(4) Die Schiedsgerichte können insbesondere bei Streitigkeiten über Auslegung und Anwendung der 
Satzung, im Fall der Anfechtung von Wahlen und im Fall von Ordnungsmaßnahmen gegen Gebietsver-
bände oder Mitglieder angerufen werden. 

 
(5) Anträge an ein Schiedsgericht können von Organen der Partei bzw. ihrer Gebietsverbände sowie von 
Mitgliedern gestellt werden. Der Antrag ist schriftlich zu begründen. 
 
(6) Der Antrag ist dem Antragsgegner unverzüglich zuzustellen. Dem Antragsgegner ist eine Frist von 4 
Wochen für eine schriftliche Gegenäußerung zu gewähren. 
 
(7)  Entscheidungen der Schiedsgerichte werden nach mündlicher Verhandlung getroffen. Die Verhand-
lungen sind nicht öffentlich. Ort und Zeit der mündlichen Verhandlung soll möglichst einvernehmlich ver-
einbart werden. Ist dies nicht möglich, entscheidet der Vorsitzende des Schiedsgerichts. Der Ort soll 
möglichst so festgelegt werden, dass lange Fahrten vermieden werden. 
 
(8) Die Streitparteien haben das Recht, für die anstehende Verhandlung jeweils einen weiteren Schieds-
richter (Beisitzer) zu benennen. 
 
(9) Spätestens drei Wochen vor dem Termin der mündlichen Verhandlung ist den Mitgliedern eine La-
dung zuzustellen, in der auch die Zusammensetzung des Schiedsgerichts enthalten ist.  
 
(10) Anträge auf Ablehnung eines Schiedsrichters wegen Befangenheit können bis eine Woche vor dem 
Termin der Verhandlung gestellt werden.  
 
(11) Das Schiedsgericht ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Schiedsrichter bei der Verhandlung 
anwesend sind. 
 
(12) Den Beteiligten ist rechtliches Gehör und ein gerechtes Verfahren zu gewährleisten. 
 
(13) Über jede Verhandlung ist ein Protokoll zu führen, das die wesentlichen Inhalte der Verhandlung 
wiedergibt. 
 
(14) Alle Entscheidungen sind den Beteiligten schriftlich zuzustellen.  
 
(15) Die Streitparteien können innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Entscheidung bei dem nächst-
höheren Schiedsgericht Berufung einlegen.  
 
(16) Die Verfahren sind gebührenfrei. Aufwendungen sind grundsätzlich von den Beteiligten des Verfah-
rens zu tragen; die notwendigen Aufwendungen des Schiedsgerichts (Fahrtkosten, Porto usw.) trägt der 
Bundes- bzw. der jeweilige Gebietsverband. 
 
 


